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Bei wahlärztlichen Leistungen gilt das Prinzip der persönlichen Leistungs­
erbringung. Ärzte, die wahlärztliche Leistungen gegenüber ihren Privatpatien­
ten abrechnen wollen, müssen diese zumindest in ihrem Kernbereich selbst 
erbracht haben. Doch wie ist „der Kernbereich“ genau zu verstehen? Diese 
und weitere für Radiologen wichtige Fragen im Zusammenhang mit der per­
sönlichen Leistungserbringung werden nachfolgend erörtert.

Wahlleistungen: Patient erkauft 
persönliche Leistungserbringung

Alle Patienten, die sich einer sta­
tionären Krankenhausbehandlung 
unterziehen, sind zur Zahlung der 
allgemeinen Krankenhausleistungen 
gegenüber dem Krankenhausträ­
ger verpflichtet. Die Abrechnung 
erfolgt nach Maßgabe des DRG-
Fallpauschalensystems. In den 
DRG-Fallpauschalen sind bereits die 
ärztlichen Leistungen nach Facharzt­
standard enthalten. 

Wenn die Patienten zusätzlich 
mit dem Krankenhausträger eine 
Wahlleistungsvereinbarung ab­
geschlossen haben, kaufen sie 
sich Leistungen hinzu, die über die 
allgemeinen Krankenhausleistungen 
hinausgehen – so insbesondere 
die Leistungen der liquidations­
berechtigten Krankenhausärzte 
sowie Leistungen, die diese bei 
Dritten oder bei ärztlich geleiteten 
Einrichtungen außerhalb des Kran­

kenhauses veranlassen. Die liquida­
tionsberechtigten Krankenhausärzte 
erhalten auf der Grundlage einer 
wirksamen Wahlleistungsverein­
barung das Recht, die von ihnen 
erbrachten wahlärztlichen Leistun­
gen gegenüber dem Privatpatienten 
direkt abzurechnen. Dieses Privileg 
wird im Allgemeinen mit ihrer be­
sonderen Qualifikation begründet. 

Mit der Sonderstellung die liquidati­
onsberechtigten Krankenhausärzte 
korrespondiert ihre Verpflichtung 
zur persönlichen Leistungserbrin­

gung. Der Privatpatient schließt die 
Wahlleistungsvereinbarung nach 
allgemeiner Meinung der Recht­
sprechung in der Erwartung ab, 
dass er sich die Leistungen hoch 
qualifizierter Spezialisten zu den 
allgemeinen Krankenhausleistun­
gen hinzukauft. Dieser Erwartung 
soll sich der liquidationsberechtigte 
Krankenhausarzt nicht ohne Weite­
res entziehen können, indem er an 
seiner Stelle nachgeordnete Ärzte 
tätig werden lässt, ohne gleichzei­
tig seinen Liquidationsanspruch zu 
verlieren. 

Wann ist „persönliche Leis­
tungserbringung“ gegeben?

Der Kernbereich wahlärztlicher 
Leistungen, in denen der liquidati­
onsberechtigte Arzt zur persönlichen 
Leistungserbringung verpflichtet ist, 
wenn er die wahlärztlichen Leis­
tungen abrechnen möchte, wird 
für jede medizinische Fachrichtung 
unterschiedlich definiert. Bei konser­
vativen Fächern oder überwiegend 
konservativen Fächern gehört im 
Prinzip das gesamte Leistungs­
spektrum des abrechnenden Arztes 
zum Kernbereich der wahlärztlichen 
Leistungen. 

Gleichwohl ist der Arzt nicht ver­
pflichtet, sämtliche ärztlichen Wahl­
leistungen persönlich zu erbringen. 
Er muss allerdings den von ihm 
abgerechneten ärztlichen Wahlleis­
tungen sein „persönliches Gepräge“ 
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geben. Das heißt, der Privatpatient 
ist nur zur Zahlung verpflichtet, wenn 
er tatsächlich ein über die allgemei­
nen Krankenhausleistungen hinaus­
gehendes „Mehr“ an Qualität der 
ärztlichen Leistungen eingekauft hat.

Für den Bereich der Radiologie 
bedeutet dies zunächst, dass liqui­
dationsberechtigte Chefärzte für Ra­
diologie die Befundung der Ergeb­
nisse der radiologischen Leistungen 
selbst durchführen müssen, wenn 
sie ihr Liquidationsrecht ausüben 
wollen. Dasselbe gilt für externe 
Radiologen, die bei wahlärztlichen 
Patienten auf Veranlassung der 
liquidationsberechtigten Kranken­
hausärzte tätig werden. 

Voraussetzungen für wirksame 
Vertretervereinbarungen

Wenn der liquidationsberechtigte 
Arzt die Befundung unvorhergese­
hen nicht selbst durchführen kann, 
kann er diese nur dann selbst ab­
rechnen, wenn er mit dem Patienten 
zuvor eine wirksame Vertretungsver­
einbarung abgeschlossen hat. Dazu 
bedarf es im Rahmen der Wahlleis­
tungsvereinbarung einer entspre­
chenden Klausel, in der der ständige 
ärztliche Vertreter des Radiologen 
benannt wird. Der Vertreter muss 
Facharzt desselben Gebiets sein. Ist 
die Verhinderung des Radiologen vor 
Abschluss der Wahlleistungsverein­
barung bereits absehbar, muss er 
mit seinen Wahlleistungspatienten 
eine individuelle Vertretungsverein­
barung abschließen, wenn er sein 
Liquidationsrecht ausüben will.

Befundung durch nachgeordnete 
Ärzte 

Der liquidationsberechtigte Radiolo­
ge kann – etwa zu Ausbildungszwe­
cken – für die Befundung auch nach­
geordnete Ärzte heranziehen, ohne 

seine Liquidationsberechtigung zu 
verlieren. Er darf die Befundung 
jedoch nicht allein dem nachgeord­
neten Arzt überlassen, sondern 
muss die Richtigkeit der Befundung 
überprüfen, gegebenenfalls ergän­
zen und sich somit ein eigenes Bild 
von dem Wahlleistungspatienten 
verschaffen.

Operative Tätigkeit

Sofern Radiologen bei Wahlleis­
tungspatienten auch operativ tätig 
werden – beispielsweise im Zusam­
menhang mit der Schmerztherapie 
unter CT-Kontrolle –, besteht für den 
liquidationsberechtigten Arzt nach 
ständiger Rechtsprechung ebenfalls 
die Pflicht zur persönlichen Leis­
tungserbringung, um die Leistungen 
als wahlärztliche Leistungen ab­
rechnen zu können. Nachgeordnete 
Ärzte können allenfalls als Assisten­
ten hinzugezogen werden. 

Beratungs- und Untersuchungs­
leistungen

Für Beratungs- und Untersuchungs­
leistungen auf dem Fachgebiet der 
Radiologie gilt § 4 Abs. 2 Satz 3 
GOÄ. Die dort genannten Bera­
tungs- und Untersuchungsleistun­
gen kann der liquidationsberechtigte 
Radiologe auch dann abrechnen, 
wenn sie an seiner Stelle von 
seinem vor Abschluss der Wahl­
leistungsvereinbarung benannten 
ständigen ärztlichen Vertreter 
erbracht worden sind, der Facharzt 
desselben Gebiets sein muss. 

Medizinisch-technische 
Leistungen

Alle medizinisch-technischen Leis­
tungen auf dem Gebiet der Radiolo­
gie können dagegen auch von nach­
geordneten Ärzten erbracht werden 
bzw. an entsprechend qualifiziertes 

nicht-ärztliches Personal delegiert 
werden, sofern die Leistungserbrin­
gung unter Aufsicht nach fachlicher 
Weisung des liquidationsberechtig­
ten Radiologen erfolgt. 

In der Rechtsprechung ist allerdings 
umstritten, was in diesem Zusam­
menhang „Aufsicht“ bedeutet. 
Sofern es hier zum Streit kommt, 
wird der Radiologe in jedem Fall 
nachweisen müssen, dass er das 
nachgeordnete ärztliche und nicht-
ärztliche Personal entsprechend 
eingewiesen und regelmäßig 
überwacht hat. Dies sollte auch 
dokumentiert werden, um gegebe­
nenfalls bei Bedarf den Nachweis 
führen zu können.

Sektorübergreifende Tätigkeit

Anderweitige Tätigkeit 
bis 26 Wochenstunden 
zulässig
von RA FA MedR Michael Frehse, 
Kanzlei am Ärztehaus –Frehse 
Mack Vogelsang, Münster

Das Bundessozialgericht (BSG) 
hat mit Urteil vom 13. Oktober 
2010 festgestellt, dass ein hälftiger 
Versorgungsauftrag (sogenannte 
„Teilzulassung“) nach § 19a Ärzte-
ZV nicht neben einer anderweitigen 
Vollzeittätigkeit wahrgenommen 
werden kann. Eine Auflage des 
Zulassungsausschusses, ein beste­
hendes beamtenrechtliches Dienst­
verhältnis auf 26 Wochenstunden 
zu beschränken, sei nicht zu 
beanstanden (Az: B 6 KA 40/09). 
Mit diesem Urteil beantwortet das 
BSG die bisher teilweise umstrit­
tene Frage, in welchem zeitlichen 
Umfang ein Vertragsarzt mit halbem 
Versorgungsauftrag einem ander­
weitigen Beschäftigungsverhältnis 
nachgehen darf.

http://www.iww.de/quellenmaterial/abruf.php?103619
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Arbeitsrecht

Kein Anspruch auf Mitarbeiterbeteiligung an 
sächsischen Universitätskliniken
von RA, FA für MedR Dr. Tobias Eickmann, Kanzlei am Ärztehaus, 
Dortmund, und Ass. jur. Tim D. Hesse, Münster

Ein bei einem Universitätsklinikum im Freistaat Sachsen angestellter Arzt hat 
gegen seinen Arbeitgeber keinen Anspruch auf Beteiligung an Privatliquida­
tionserlösen der Chefärzte, wenn eine entsprechende Regelung im Arbeits­
vertrag weder ausdrücklich getroffen wurde noch vorgesehen war. Dies hat 
das Landesarbeitsgericht (LAG) Sachsen in einem Urteil vom 27. August 2010 
entschieden (Az: 2 Sa 635/09).

Nach Auffassung des Gerichts 
trägt die Vertragsurkunde stets die 
Vermutung der Vollständigkeit in 
sich. Außerdem würden etwaige 
im Sächsischen Krankenhausgesetz 
(SächsKHG) vorgesehene Beteili­
gungspflichten vorliegend nicht den 
Arbeitgeber treffen. Daher könne 
ein gegen das Krankenhaus geltend 
gemachter Schadenersatzanspruch 
keinen Erfolg haben. 

Hintergrund

Die Mitarbeiterbeteiligung dient der 
angemessenen Entlohnung nachge­
ordneter Klinikärzte für ihre Heran­
ziehung zur Behandlung gesondert 
abrechnungsfähiger Patienten im 
Rahmen wahlärztlicher Leistungen. 
Sie ist in den Krankenhausgesetzen 
und Berufsordnungen der Bundes­
länder bzw. Landesärztekammern 
sowie in Chefarztverträgen geregelt.

Der Fall

Der Kläger war seit 1993 an einem 
Universitätsklinikum in Sachsen als 
Oberarzt angestellt. Eine Mitarbei­
terbeteiligung an Privatliquidations­
erlösen der Chefärzte im Sinne des 
SächsKHG gab es dort nicht; sie war 
vielmehr von den Klinikdirektoren in 
eigener Verantwortung frei gestalt­
bar. Gelder zur Anlegung eines Kli­
nikpools wurden weder eingezogen 
noch zur Verteilung bereitgehalten. 

Somit bestand der Rechtspre­
chung des Bundesarbeitsgerichts 
zufolge für den Oberarzt auch 
kein Anspruch auf entsprechende 
Zuwendungen. Vor den sächsi­
schen Arbeitsgerichten verlangte 
der Oberarzt von der Trägerin des 
Klinikums und seinem Arbeitgeber 
gleichwohl Auskunft über Abrech­
nungsmodalitäten und -inhalte 
sowie den Ersatz des Schadens, 
der ihm aus der – in Ermangelung 
einer Poolregelung – nicht erfolgten 
Einbehaltung finanzieller Beträge 
resultiere. 

Die Entscheidungsgründe

Wie bereits die erste Instanz wies 
auch das LAG Sachsen die Klage 
in zweiter Instanz als unbegründet 
ab. Dem Oberarzt sei jedenfalls 
im Laufe des Gerichtsverfahrens 
mitgeteilt worden, dass in dem 
Klinikum kein Einbehalt zu verteilen­
der Beträge erfolgt sei, heißt es im 
Urteil. Weitere Ansprüche auf die 
Erteilung von Auskünften, Aufstel­
lungen oder Rechnungsvorlagen 
bestünden nicht. Ein unmittelbarer 
Leistungsanspruch des Oberarztes 
auf Mitarbeiterbeteiligung an Privat­
liquidationserlösen scheitere bereits 
aus folgenden beiden Gründen: 

Einerseits seien keinerlei Beträ­•	
ge vom Klinikum einbehalten 
worden und

Fall und Urteil

Einem Psychologischen Psychothe­
rapeuten war eine Teilzulassung un­
ter der Auflage erteilt worden, sein 
bestehendes beamtenrechtliches 
Dienstverhältnis auf 26 Wochen­
stunden zu reduzieren. Er wandte 
ein, dass ihn die Teilzulassung nach 
§ 17 Bundesmantelvertrag-Ärzte 
nur zu 10 Sprechstunden pro Woche 
verpflichte. Dies sei ihm neben sei­
ner Vollzeitbeschäftigung in seinem 
Dienstverhältnis möglich, sodass 
eine Auflage zur zeitlichen Reduzie­
rung seines Beschäftigungsverhält­
nisses nicht gerechtfertigt sei. 

Diese Ansicht teilt das BSG nicht. 
Für die Vereinbarkeit zwischen ver­
tragsärztlicher und sonstiger Tätigkeit 
komme es nicht nur auf den Umfang 
von Sprechstunden an, sondern auch 
darauf, ob ein regelmäßiges und 
verlässliches Sprechstundenangebot 
zu üblichen Zeiten ermöglicht werde. 
Dies sei jedoch bei einem vollzeiti­
gen Dienstverhältnis nicht zu erwar­
ten. Daher sei es nicht zu beanstan­
den, wenn die Zulassungsgremien 
26 Wochenstunden als Höchstgrenze 
für eine neben dem hälftigen Versor­
gungsauftrag ausgeübte abhängige 
Beschäftigung ansehen.

Bedeutung für Krankenhausärzte

Von der Möglichkeit der Teilzulas­
sung neben einem bestehenden 
Beschäftigungsverhältnis wird 
zunehmend Gebrauch gemacht, 
zum Beispiel Teilzulassung neben 
einer Anstellung im Krankenhaus. In 
diesen Fällen bestand wegen des 
zeitlich zulässigen Umfangs Rechts­
unsicherheit. Mit der Klarstellung 
der 26-Stunden-Grenze durch das 
BSG dürfte diese Frage nunmehr im 
Sinne der überwiegenden Spruch­
praxis der Zulassungsgremien 
beantwortet sein. 

http://www.iww.de/quellenmaterial/abruf.php?104144
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andererseits habe sein Arbeits­•	
vertrag eine solche Beteiligung 
auch niemals vorgesehen.

Schadenersatzansprüche des 
Oberarztes wegen unterbliebener 
Beteiligung seien ebenfalls nicht 
ersichtlich, entschieden die Ar­
beitsrichter. Gemäß § 26 Abs. 4 
SächsKHG habe die Trägerin eines 
Universitätsklinikums von den die 
Mitarbeiterbeteiligung regelnden 
§§ 24 und 25 SächsKHG abweichen­
de Bestimmungen treffen dürfen. 
Diesen Freiraum habe sie in nicht zu 
beanstandender Weise genutzt. 

Einordnung des Urteils

Wie im LAG-Urteil anklingt, er­
wächst nachgeordneten Klinikärzten 
nach überwiegender Auffassung 
weder aus den Regelungen zur Mit­
arbeiterbeteiligung in den Landes­
krankenhausgesetzen noch in den 
jeweiligen Berufsordnungen der 
Landesärztekammern ein einklag­
barer Zahlungsanspruch. Direkte 
Forderungen können sich lediglich 
im Einzelfall aus einzelvertraglichen 
Vereinbarungen gegen den Chefarzt 
oder den Arbeitgeber ergeben.

Einfluss des Chefarztes bei 
Poolzahlungen

Wer als Chefarzt nachgeordnete 
Ärzte poolmäßig beteiligen möchte, 
sollte mit dem Krankenhausträger 
vertraglich entweder die Gewäh­
rung einer höheren prozentualen 
Eigenbeteiligung zur Weitergabe an 
die Mitarbeiter oder deren direkte 
Einnahmebeteiligung vereinbaren. 
Eine entsprechende Abrede ist nicht 
nur aus rechtlicher Sicht empfeh­
lenswert. Vielmehr dürfte sie als 
Ausdruck von Wertschätzung in 
der Regel auch motivierend wirken 
sowie dazu beitragen, qualifiziertes 
ärztliches Personal zu binden.

Krankenhausrecht

KHEntgG ist nicht anwendbar auf Privatklinik, die 
mit einem Plankrankenhaus verbunden ist
von RAin, FAin für MedR Sylvia Köchling, BPG Rechtsanwaltsgesellschaft 
mbH, Münster, www.bpgra.de 

Nach einem Urteil des Oberlandesgerichts (OLG) Köln vom 18. August 2010 
(Az: 5 U 127/09) ist auf eine gesellschaftsrechtlich mit einem Plankranken­
haus verbundene Privatklinik das Krankenhausentgeltgesetz (KHEntgG) nicht 
anwendbar. Patienten müssen es somit hinnehmen, wenn in der Privatklinik 
höhere Kosten für die Unterkunft genommen werden als in Plankrankenhäu­
sern.
Sachverhalt

Beklagt wurde eine Privatklinik, die 
auf der Grundlage eines Dienstleis­
tungsvertrages in angemieteten 
Räumlichkeiten mit 32 Betten und 
mit dem Personal des Klinikums 
S, das als Plankrankenhaus in den 
Landeskrankenhausplan aufge­
nommen ist, stationäre Kranken­
hausleistungen erbringt. Während 
das Klinikum S nach dem Fallpau­
schalensystem für die Wahlleistung 
„Unterkunft“ Zuschläge von bis zu 
145 Euro (Einbettzimmer) bzw. 78 
Euro (Zweibettzimmer) berechnet, 
rechnet die Privatklinik dafür Zuschlä­
ge von 230 Euro bzw. 165 Euro ab. 
Der klagende Verband der privaten 
Krankenversicherung forderte von 
der Privatklinik, diese Abrechnung 
zu unterlassen oder zumindest die 
vermeintlich überhöhten Zuschläge 
für die Wahlleistung „Unterkunft“ 
herabzusetzen.

Die Entscheidung des OLG Köln

Das OLG Köln wies die Forderung 
als unbegründet zurück. Die geltend 
gemachten Ansprüche stünden 
dem klagenden PKV-Verband weder 
nach Krankenhausentgelt- noch nach 
Wettbewerbsrecht zu. Das KHEntgG 
sei nur auf öffentlich geförderte 
Krankenhäuser anwendbar. Eine 
Privatklinik unterfalle daher nicht 
dem KHEntgG (so auch OLG Mün­
chen, Urteil vom 14.1.2010, Az: 29 

U 5136/09). Daran ändere auch die 
gesellschaftsrechtliche Verbunden­
heit der Privatklinik mit dem Klinikum 
S nichts. Auf wettbewerbsrechtli­
che Bestimmungen könne sich der 
klagende PKV-Verband nicht berufen, 
weil er bzw. seine Mitgliedsunter­
nehmen nicht gegen die Privatklinik 
konkurrierend tätig würden. 

Fazit

Patienten von Privatkliniken müssen 
damit rechnen, deutlich höhere Zu­
schläge für die Wahlleistung Unter­
kunft zahlen zu müssen als in einem 
Plankrankenhaus. Hierauf sowie 
darauf, dass die Kosten gegebenen­
falls nicht oder nicht vollständig von 
der privaten Krankenversicherung 
erstattet werden, sollten sie hinge­
wiesen werden.

http://www.iww.de/quellenmaterial/abruf.php?103983

